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ligen britischen Kronkolonie löste die 

Ankündigung eines Anti-Subversions- 

Gesetzes in Macau keine Proteststür

me aus Sorge um eine Einschränkung 

der zivilen Rechte und demokratischen 

Freiheiten aus. Selbst die Demokratie

aktivisten erkennen an, dass die Re

gierung per Gesetz gezwungen ist, den 

verfassungsmäßigen Auftrag des Arti

kels 23 zu erfüllen.

Das gegenwärtige Strafgesetzbuch 

Macaus, das im Januar 1996 in Kraft 

trat und das - ebenso wie das portu

giesische - Todesstrafe und lebenslan

ge Haft untersagt, erwähnt nur „Ver

brechen gegen das Territorium“, nicht 

gegen den Staat. Es sieht Höchststra

fen von drei bis zehn Jahren für ge

waltsames Vorgehen zur Veränderung 

des bestehenden politischen Systems 

vor, einschließlich Bedrohung, Volks

verhetzung und Sabotage. Das Straf

gesetzbuch enthält auch mehrere Arti

kel, die „Verbrechen gegen den Frieden 

und die Menschlichkeit“ verbieten, 

wie Aufwiegelung zum Krieg und Völ

kermord, Folter und erniedrigender 

Behandlung sowie Rassendiskriminie

rung. Hier drohen bis zu acht Jahren 

Gefängnis. (Macau Government In

formation Bureau, www.gcs.gov.mo, 

1.10.02; SCMP, 4.10.02) -ljk-

Taiwan

41 Neue Bewegung in der Frage 

direkter Verkehrsverbindun

gen

Viel Druckerschwärze wurde im Ok

tober verschwendet für Spekulatio

nen über eine möglicherweise näher 

rückende Entscheidung über die Ein

richtung direkter Verkehrsverbindun

gen zwischen Taiwan und dem chi

nesischen Festland. Auslöser war eine 

neue Formel, die der chinesische Vi

zepremier Qian Qichen am 17. Okto

ber in einem Interview gegenüber ei

ner taiwanischen Zeitung verwendete. 

Demnach handele es sich bei den ange

strebten Direktverbindungen „um ei

ne Wirtschaftsfrage, die nicht das Ein- 

China-Therna tangiert“; zudem könne 

man von „Routen über die Formosa

straße“ - anstatt wie zuvor von In

landsrouten - sprechen.

Taiwanische Regierungsvertreter rea

gierten auf die überraschende Aufwei

chung der bisherigen Beijinger Posi

tion teils vorsichtig zustimmend, teils 

ab wartend: Man müsse sich erst ver

gewissern, so Präsident Chen und Mi

nisterpräsident Yu, dass sich hinter 

der Interviewäußerung eine offiziell 

geänderte Regierungspolitik verberge. 

Chiou I-jen (Qiu Yiren), Generalsek

retär des nationalen Sicherheitsrats, 

erkannte in Qian Qichens Äußerung 

ein ermutigendes Signal.

In Taiwan drängen vor allem Wirt

schaftskreise - unterstützt von den 

großen Oppositionsparteien - seit lan

gem darauf, die Regierung möge di

rekte Schifffahrts- und Flugverbindun

gen zum Festland zulassen. Tatsäch

lich sind die Vorbereitungen bereits 

weit gediehen; Ministerpräsident Yu 

Shyu-kun (You Xikun) zufolge könn

te jederzeit mit Verhandlungen begon

nen werden. Mit dem Verzicht darauf, 

wie bisher von der taiwanischen Seite 

eine Anerkennung der inakzeptablen 

Ein-China-Doktrin zu verlangen, ehe 

Direktverbindungen eingerichtet wer

den können, hat die Beijinger Regie

rung in der Tat ein großes Hinder

nis beseitigt. In einem weiteren Zuge

ständnis erklärte Qian, dass taiwani

sche Schiffe festländischer Häfen unter 

ihrer Reedereiflagge anlaufen könnten 

und es ohne Belang sei, welche Staats

flagge sie auf hoher See hissten.

Dennoch werden die Direktverbindun

gen aller Voraussicht nach noch auf 

sich warten lassen: Taiwan sieht die 

nationale Sicherheit gefährdet und 

verlangt deswegen Verhandlungen, die 

im Vorwege zu führen wären, und zwar 

zwischen Regierungsstellen auf der 

Grundlage der Parität beider Seiten. 

Nach Beijinger Vorstellungen könnten 

die Verhandlungen auf privater Ebene 

geführt werden, etwa zwischen Flug

gesellschaften oder Reedereien, wobei 

entsprechende Abkommen zwischen 

Taiwan und Hongkong als Vorbild die

nen könnten. Noch im Mai hatte Prä

sident Chen Shui-bian erklärt, die Re

gierung sei bereit zu erwägen, private 

Organisationen mir den Verhandlun

gen zu beauftragen. (Vgl. C.a., 2002/5, 

Ü 33) Davon ist Taiwans Regierung je

doch offenbar wieder abgerückt.

Am 22. Oktober erläuterte ein Spre

cher des Verteidigungsministeriums 

einige der Sicherheitsbedenken, die 

nach taiwanischer Auffassung ohne ge

naue Regierungsabsprachen nicht aus

geräumt werden können, und mach

te zum ersten Mal öffentlich konkrete 

Vorschläge. Bereits bekannt ist, dass 

vor allem Taiwans Luftabwehr Direkt

flüge über die Formosastraße ablehnt: 

Bei der geringen Entfernung bliebe 

nicht genug Zeit um zu bestimmen, ob 

ein anfliegendes Objekt eine zivile Ver

kehrsmaschine ist oder ein Militärflug

zeug in feindlicher Absicht. Entspre

chend fordert das Verteidigungsminis

terium, dass kein Flugzeug die Formo

sastraße direkt überfliegen dürfe; viel

mehr seien ausschließlich die bestehen

den internationalen Luftstraßen zu be

nutzen. Zudem seien genaue Flugzei

ten einzuhalten.

Unabhängig von den möglicherwei

se auszuräumenden Sicherheitsbeden

ken bestehen in Teilen der Bevölke

rung, die im Parlament vor allem von 

der TSU vertreten werden, weiterhin 

Zweifel, ob direkte Flug- und Schiffs

verbindungen überhaupt wünschbar 

sind und Taiwan dadurch nicht bin

nen kurzem in völlige ökonomische 

Abhängigkeit vom Festland geriete. 

Präsident Chen teilt diese Bedenken 

zwar offenbar nicht und hat die Er

richtung von direkten Verkehrsverbin

dungen zum Ziel seiner Politik er

klärt. Dennoch scheint mittlerweile ein 

Punkt erreicht zu sein, wo es nicht 

mehr, wie bisher, die Beijinger Seite 

ist, die mit zu hoch gespannten Forde

rungen die Sache be- und verhindert. 

In Beijing ist man wohl mittlerweile 

der Ansicht, dass es den eigenen Inte

ressen am besten dient, Taiwans Re

gierung durch Konzessionen den Wind 

aus den Segeln zu nehmen. Gleich

zeitig setzen die stärker festlandsori

entierten Oppositionsparteien im Tai- 

peier Parlament die Regierung unter 

Druck und verlangen eine rasche Frei

gabe direkter Flüge und Schiffsfahr

ten. Die Direktbeziehungen sind da

her auch Teil des erbitterten innertai

wanischen Macht kampfs, in den. die 

Minderheitsregierung einen schweren 

Stand hat.

Als möglicher Zwischenschritt deute

te sich Ende Oktober an, dass < 5 

zum chinesischen Neujahrsfest im Fe

bruar 2003 erstmals direkte Char

terflüge zwischen Shanghai und Tai- 

pei geben könnte. Dieser Vorschlag 

des Oppositionsparlamentariers John 

Chang (Zhang Xiaoyan) könnte den
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Segen des entscheidenden Gremiums, 

des Rats für Festlandsfragen unter sei

ner Vorsitzenden Tsai Ing-wen (Cai 

Yingwen), erhalten: Der Rat erklär

te, die Machbarkeit von Charterflügen 

werde geprüft.

Unterdessen schafft die halbstaatli

che taiwanische Fluggesellschaft Chi

na Airlines Fakten: Sie erhielt aus Tai- 

pei die offizielle Genehmigung, 47 Mio. 

US$ in ein Luftfrachtunternehmen zu 

investieren, dass zu 70% den Shang

haier China Eastern Airlines gehört. 

(FT, 16.10.02; CNAT, nach BBC PF,

17.10., 22.10.02: CNAT, nach BBC 

EF, 18.10., 30.10.02 WSJ, 17.10.02; 

TH, 18.10.02; TT, 18.10., 30.10.02; 

WSJ, 18.10.02) -hws-

42 Geburtenrückgang

Wie in anderen hochentwickelten 

Staaten sinkt auch in Taiwan die Zahl 

der Geburten in einem Maße, der An

lass zur Sorge gibt. Gab es 1983 im 

Schnitt noch 2 Kinder pro Familie, 

sind es derzeit nur noch 1,4. Wur

den 2001 noch 260.000 Geburten re

gistriert, wird für das laufende Jahr 

eine Zahl von nur mehr 250.000 prog

nostiziert; dies entspricht einer Gebur

tenrate von 1,07% nach 1,165% im 

Vorjahr und 1,376% im Jahr 2000. 

Mehr als 80% der verheirateten Frau

en im Alter von 20 bis 34 Jahren 

haben nicht mehr als zwei Kinder. 

Das durchschnittliche Alter, in dem 

eine Taiwanerin ihr erstes Kind be

kommt, steigt unterdessen weiter an: 

von 27 im Jahr 1990 auf 28,2 Jahre 

2000. Setzt sich die Entwicklung fort, 

wird Taiwans Bevölkerung ab 2027 zu 

schrumpfen beginnen.

Nachdem in den 60er Jahren erstmals 

eine Begrenzung der Kinderzahl auf 

zunächst drei, später zwei pro Fami

lie propagiert wurde, schlägt der Rat 

für Wirtschaftsplanung und Entwick

lung nunmehr Maßnahmen vor, die die 

Bereitschaft zu mehr Kindern finan

ziell fördern sollen. So soll die Zah

lung des staatlichen Mutterschaftsgel

des von 30 auf 60 Tage nach der Ge

burt ausgedehnt werden. Bereits be

schlossen ist die Erhöhung der Gebur

tenprämie, die ab dem ersten Kind 

gezahlt wird, von bislang 30.000 auf 

dann 50.000 NT$. Schon seit 2001 

wird das dritte Kind stärker als zu

vor steuermindernd berücksichtigt. Im

Gespräch sind weitere staatliche Kin

dergeldzahlungen vor allem für Fami

lien mit mehr als zwei Kindern, ei

ne weitere Verlängerung des Mutter

schaftsurlaubs und eine bessere Ver

sorgung mit Kindergärten und Hor

ten. Angesichts einer angespannten 

Haushaltslage wird jedoch wenig da

von umgesetzt werden: Der Finanzmi

nister erklärte zu den vorgeschlagenen 

zusätzlichen Steuererleichterungen für 

Kinderreiche bereits, sie seien nicht fi

nanzierbar.

Angesichts der Kosten, die ein Kind 

verursacht, wurde die schwächelnde 

Wirtschaft mit steigender Erwerbs

losigkeit wiederholt als Hauptfaktor 

für die nachlassende Geburtenfreudig

keit genannt. Tatsächlich allerdings 

besteht die Tendenz, weniger Kin

der zu bekommen, bereits seit vie

len Jahren, und es sind weniger Fa

milien mit niedrigem Einkommen, die 

ganz auf Kinder verzichten, als viel

mehr die besser gestellten Doppelver

dienerhaushalte. Den Folgen immer 

stärkerer Überalterung der Bevölke

rung wird sich Taiwan daher eben

so zu stellen haben wie andere wohl

habende Gesellschaften, die ebenfalls 

die Erfahrung machen, dass Finanzhil

fen für Kinderreiche ein Absinken der 

Geburtenrate nicht nachhaltig verhin

dern oder gar umkehren können. (TT, 

13.10.02; ST, 14.10., 23.10.02; CNAT, 

nach BBC PF, 15.10.02) -hws-

43 Kompromiss beim Flugzeug

kauf

Nach monatelangem Tauziehen wird 

die zu 70% dem Staat gehörende 

Fluggesellschaft China Airlines (CAL) 

neues Fluggerät nunmehr von zwei 

Herstellern kaufen: von Boeing und 

Airbus. Zunächst hatte man wegen 

günstigerer Gesamtkosten Airbus vor

ziehen und als Ersatz für zwölf alte 

Airbus A 300-600 ebenso viele neue A 

330-300 erwerben wollen. Boeing hät

te mit seinen B 777 das Nachsehen 

gehabt. Ehe jedoch eine Entscheidung 

gefällt wurde, wurde Taiwan durch die 

USA und CAL wieder durch die tai

wanische Regierung unter politischen 

Druck gesetzt: Die USA garantierten 

die Sicherheit Taiwans und seien bes

sere Freunde als die Europäer und spe

ziell Frankreich, hieß es; dabei wurde 

an die Tatsache erinnert, dass Frank

reich letztes Jahr Präsident Chen ein 

Visum und damit einen Besuch beim 

Europäischen Parlament in Straßburg 

verweigert hatte (s. C.a., 2001/11, Ü 

33).

Taiwans Regierung sprach sich denn 

auch ausdrücklich dafür aus, bei der 

Kaufentscheidung politische Gesichts

punkte mit zu berücksichtigen. (TT,

1.8., 8.8.02) Hinter den Kulissen je

doch ging das Hickhack weiter 

sowohl unter den Entscheidungsträ

gern in Taiwan, wo sich Vertreter 

rein betriebswirtschaftlicher Kriteri

en (pro Airbus) und politische Be

denkenträger (pro Boeing) gegenüber

standen, als auch zwischen den USA 

bzw. Boeing sowie Airbus einerseits 

und den Kaufinteressenten in Taiwan 

andererseits. Dabei konnte CAL aus 

der derzeitigen Flaute auf dem Flug

zeugmarkt Nutzen ziehen und stär

kere Preisnachlässe aushandeln, somit 

dem Kostenargument Rechnung tra

gen. Gleichzeitig wurde ein politischer 

Kompromiss gefunden: CAL wird nun 

12 Airbusse A 330-300 kaufen und zu

sätzlich zehn Beoing 747-400 Fracht

jets erwerben (von denen zuvor kei

ne Rede war). Wertmäßig geht damit 

der größere Teil der Kauforders in die 

USA: Als Volumen wird für Airbus 1,5 

Mrd. US$ und für Boeing 1,9 Mrd. 

US$ genannt; allerdings sind die Kauf

verträge noch nicht abgeschlossen.

Angesichts des Drucks aus den USA 

mag es erstaunlich sein, dass sich CAL 

schließlich doch entschied, einen nicht 

unerheblichen Teil seiner Orders Air

bus zukommen zu lassen; dies um

so mehr, als Taiwan im Handel mit 

den USA stets erhebliche Überschüs

se erzielt. Allerdings könnten auch für 

Airbus gewisse politische Argumente 

ins Feld geführt worden sein, ohne 

dass dies jedoch expliziert worden wä

re: Gerade das Europäische Parlament 

hat sich in der letzten Zeit wiederholt 

für die Interessen Taiwans eingesetzt 

und die taiwanische Demokratie ge

würdigt; zudem hofft Taiwan noch im

mer auf europäische und speziell deut

sche Unterstützung beim Kauf drin

gend benötigter U-Boot-Technik. Es 

mit den Europäern gleich ganz zu ver

derben, wäre also auch nicht opportun 

gewesen. (NfA, 1.10.02; TT, 5.10.02; 

FT, 8.10.02) -hws-
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44 China-Landkarte in Zukunft 

ohne Mongolei

Nachdem Taiwan bereits im Januar 

begonnen hatte, die laut Verfassung 

noch zur „Republik China“ gehörende 

Mongolei in praktischen Fragen als ei

genes Staatswesen zu behandeln (vgl. 

C.a., 2002/2, Ü 31; C.a., 2002/9, Ü 

35), wird dies fortan auch kartogra

fisch dokumentiert: Offizielle Landkar

ten sollen die Mongolei nunmehr eben

falls als selbstständige Nation kennt

lich machen.

Der Schritt, mit einer Verzögerung 

von rund einem halben Jahrhun

dert nun die Realitäten anzuerkennen, 

wurde in Taiwan nahezu einhellig be

grüßt. Umstritten war jedoch, ob es 

sich nicht um eine verfassungsrelevan

te Frage handelt, die nicht, wie in 

diesem Falle, vom Innenministerium 

auf dem Verordnungswege, sondern 

von der dafür zuständigen National

versammlung als dem höchsten Ver

fassungsorgan geklärt werden müsse. 

Betroffen ist Artikel 4 der Verfassung, 

wonach eine Änderung der Grenzen 

der „Republik China“ der Zustimmung 

durch die Nationalversammlung be

darf.

Das Innenministerium hielt dagegen, 

dass es sich lediglich um eine prak

tische Frage handele. So war auch 

bei den bisherigen Schritten zur fakti

schen Anerkennung der Mongolei ar

gumentiert worden. Im Übrigen stam

me die Verfassung aus dem Jahr 1947 

und damit aus einer Zeit, als China die 

Mongolei als autonomen Staat aner

kannt hatte. Erst 1953, nach der Kün

digung des Freundschaftsvertrags mit 

der Sowjetunion, sei die Anerkennung 

der Mongolei widerrufen worden.

Tatsächlich ist nicht damit zu rech

nen, dass es wegen der Mongolei zu 

einer Verfassungskrise kommen könn

te. Auch ist der Schritt chinapolitisch 

kaum von Bedeutung. Für die VR 

China gilt die Mongolei von jeher als 

unabhängiger Staat. Nachdem Tai

wan die Volksrepublik China entge

gen der eigenen Verfassung seit Jah

ren praktisch als unabhängigen Staat 

behandelt, waren die entsprechen

den Schritte gegenüber der Mongolei 

längst überfällig. (TH, 4.10.02; FT, 

4.10.02) -hws-

45 Kampagne für Abrüstung 

und neue Verteidigungsan

strengungen

Mit seiner Ansprache zum National

feiertag am 10. Oktober leitete Präsi

dent Chen Shui-bian eine Kampagne 

ein, die die VR China zum Abbau ih

rer gegen Taiwan gerichteten Raketen 

bewegen soll. Derzeit wird die Insel

republik von rund 400 Geschossen be

droht. Der Appell an den großen Bru

der jenseits der Formosastraße wurde 

am 22. Oktober durch eine einstim

mig angenommene Parlamentsresolu

tion unterstützt. Dabei wurde wieder

holt an eine ähnliche Entschließung er

innert, die das Europäische Parlament 

bereits am 5. September verabschiedet 

hatte - ebenfalls mit dem Ziel, China 

zum Abbau seiner Raketen, zur Wie

deraufnahme des Dialogs und zu einer 

friedlichen Lösung der Taiwan-Frage 

zu veranlassen. Am 26. Oktober wur

de von taiwanischen nichtstaatlichen 

Organisationen im selben Sinne ei

ne große öffentliche Kundgebung ver

anstaltet, zu der ebenfalls Präsident 

Chen als Hauptredner sprach; weite

re ähnliche Veranstaltungen sollen in 

anderen Orten folgen. (FAZ, 11.10.02; 

TT, 23.10.02; GNAT, nach BBC PF,

16.10., 26.10.02)

Unterdessen sieht sich Taiwan zu einer 

weiteren Verstärkung seiner Vertei

digungsanstrengungen genötigt. Erst

mals umrundete ein Kriegsschiffver

band der VR China die Insel, so

dass jetzt auch von der Pazifikseite 

her ein Bedrohungspotenzial gesehen 

wird. Damit wird die nach langer De

batte gefällte Entscheidung des Vertei

digungsministeriums gestützt, die von 

den USA angebotenen Zerstörer der 

Kidd-Klasse zu erwerben. Eine Par

lamentsmehrheit für den Kauf der 20 

Jahre alten Schiffe ist jedoch nach wie 

vor ungewiss.

Gleichzeitig will das Verteidigungsmi

nisterium die Angriffskapazitäten er

höhen und von reiner Defensivstra

tegie Abschied nehmen. Ohne ver

stärkte Abschreckung mit der Fä

higkeit zum Gegen schlag sei Taiwan 

in Zukunft nicht mehr effektiv zu 

verteidigen, erklärte Verteidiungsmi- 

nister Tang Yao-ming. Bekannt ist, 

dass Taiwan Boden-Boden-Raketen 

entwickelt, die mit einer Reichweite 

von 300 km gegen Stellungen auf dem 

Festland eingesetzt werden können.

Auch die Luftwaffe soll entsprechend 

umgerüstet werden.

Tatsächlich wird die Situation für Tai

wans Landesverteidigung immer miss

licher: Die Inselrepublik fällt in ih

ren Verteidigungsanstrengungen im

mer mehr hinter das zurück, was ei

ne massive Höherrüstung und Mo

dernisierung von Waffensystemen auf 

Seiten der VR China nötig macht. 

Wann und wie die dringend benötig

ten nichtatomaren U-Boote beschafft 

werden können, über deren Technik 

weder die USA noch Taiwan verfügen, 

ist nach wie vor ungeklärt. (Vgl. C.a., 

2002/6, Ü 39) Durch Appelle zu ei

nem Abbau der gegen Taiwan gerich

teten Geschosse wird sich die VR Chi

na jedoch kaum beeindrucken lassen, 

auch wenn die Beijinger Staatsführung 

in letzter Zeit kaum noch mit dem 

Einsatz dieser Waffen gedroht hat. 

Die Abrüstungskampagne hat jedoch 

einen deutlichen innenpolitischen Ef

fekt: Sie stärkt durch die gemein

sam wahrgenommene Bedrohung ein 

sonst oft nur rudimentär vorhandenes 

taiwanisches Nationalgefühl. (CNAT, 

nach BBC PF, 29.10.02; TT, 22.10.02) 

-hws-




